
1ne Cu«cC Erinnerungskultur?

twa 7500 pflastersteingroße Betonquader mMi1t Messingplatten, deren Inschriften
Opfer des Nationalsozialismus erınnern, wurden selt dem Jahr 1995 aut Anre-

SUuNg des Künstlers CGunter Demnig 1ın 130 Stidten 1n den Bürgerste1g oder die
Straße VOT der etzten Wohnung VO  } Deportierten eingelassen. Viele Burger haben
diese „Stolpersteine“ durch Patenschatten finanzıert, weıl S1€e 1n ıhnen eiıne Alter-
natıve pomposen Gedenkteijern sehen. Dıie Aktion tfindet jedoch nıcht 11UT

Zustimmung. Beispielsweise wurde S1e VO Münchener Stadtrat abgelehnt. ber-
bürgermeister Christian Ude iußerte die Befürchtung, S1e eıner „Inflatio-
nıerung der Gedenkstätten“ be] un verwıes auf die jJahrliıche Gedenkteier für die
Opfer der Reichspogromnacht un: des Dachau.

Beide Ansıchten sınd Facetten eiınes verbreıteten Unbehagens der öffentlichen
Erinnerungskultur 1n Deutschland. Eınerseıts betonen Pädagogen, da{fß die Ent-
tradıtionalısıerung und Schnellebigkeit der heutigen Gesellschaft verstärkte
Anstrengungen erfordern, der Jungen (Generatıon ein Verständnis für die
geschichtlichen Voraussetzungen der Gegenwart SOWI1Ee der natıonalen bzw. CUr‘

paıschen Identität vermuiıtteln. Anderseıts kritisiert I1a  > der herkömmlichen
Erinnerungspolitik und -praxI1s, da{fß S1Ee sıch ın mahnendem Gedenken die Up-
ter des Nazıterrors erschöpfe, tormelhaft-rituell Selbstkritik übe, das Verlangen
ach eiınem SE Patrıotismus“ mıßachte un: wen1g bewirke. Dıie Gespräche
mıt 4() Famılien, die Harald Welzer, Sabıne Moller un: Karoline Ischuggnall 1n
ıhrem Buch „Upa W alr eın Nazı“ (2002) ausgewertet haben, lassen vermuten, da{fß
die prägende Erinnerung 1n der Famiılie 1m Gegensatz zZu öffentlichen (je;
denken die Verstrickung VO Familıenmitgliedern 1n den Natıonalsoz1ialismus
verharmlost, ceher das 1m Krıeg ertahrene Leıid 1n den Vordergrund rückt und den
Überlebenskampf heroıistıert. uch die Fragebogen-Studie VOIN Horst-Alfred Heın-
rich „Kollektive Erinnerungen der Deutschen“ (2003) ze1gt, da{ß die Mehrheit der
Deutschen eher sıch selbst denn dıe Juden, Sıntı oder Behinderten als Opfer der
NS-Diktatur betrachtet, sehr S1e diese auch verurteılt.

Mehr als 60 Jahre ach dem Ende der Naziherrschaft könnte die Öötfentliche Er-
ınnerungskultur andere Akzente serLizen ohne die Barbarei der NS-Zeıt VEISCS-
SC  = Freıilich: Wenn das Cu«e soz1ale Gedächtnis nıcht das volkserzieherische Ideal
eıner iıntellektuellen Elite bleiben, sondern breite Zustimmung tinden soll, mu{fß 65
sıch 1n eiınem Meinungsbildungsprozefß entwickeln, dem alle wichtigen xesell-
schaftlichen Kräfte beteiligt sind. Das raucht eIt. Zweierle1 1St ohl bedenken.

Erstens: Di1e Kernthemen des öffentlichen Opfter-Gedenkens sollten ber die
Verbrechen der NS-Herrschaft hinaus erweıtert werden. Denn gedenkwürdiges
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Leid 1sSt 1n Deutschland und Europa auch ach 1945 geschehen. Und weıl die Y1ınN-
nerungsfähigkeıt und _bereıitschaft der Bevölkerung begrenzt bleibt, wırd INa  - die
öffentliche Aufmerksamkeıt LICU verteılen mussen. Gewifß dart INan die Leiden der
15 Millionen Vertriebenen, VO denen mehr als 7wel Millionen umkamen, nıcht
VO S-Unrecht loslösen und auch nıcht mMiI1t der Ausrottungspolitik die
Juden vergleichen. ber den Opfern der orößten Vertreibung der europäischen (Ge:
schichte gebührt eın ANSCEMCSSCHECI Platz 1m Gedächtnis der Gesellschaft, und WEn

e1in „Zentrum Vertreibungen“ die erwähnten Mifßsdeutungen vermeıdet, ha-
ben dıe Betroftenen und ıhre Nachkommen eın Recht auf eiıne Gedenkstätte. uch
das Unrecht, das Menschen VO DDR-Regime zugefügt wurde, yehört YABÄS deut-
schen Geschichte un: 1st nıcht 1Ur eıne regi0nale, ostdeutsche Angelegenheıt. Ist da
wirklich eıne „Analogisierung un: Relativierung VO NS-Verbrechen gegenüber
denen des Stalinismus und der Staatssicherheit der befürchten, w1e€e Salo-
1110 KOofn: Vizepräsident des Zentralrats der Juden, meınt, WE dıe Stiftung Sich-
sische Gedenkstätten dıe Verbände der Opfter VO  S 7wel Diktaturen 7zusammenftfa{(ßt?
der geht 8 nıcht eintach darum, den Opftern der DDR-Herrschaft mehr öffent-
lıche Beachtung gewähren?

/weıtens: iıne zeıtgerechte öffentliche Erinnerungskultur mıt breiter Akzeptanz
sollte sıch nıcht 11UT auf das Opfer-Gedenken un die Warnung VOI Diktatur und
Fremdenteindlichkeit beschränken, sondern auch posıtıve Werte un!: Leistungen
bewufstmachen. Die Erinnerung dıie Greuel der NS-Zeıt hat 1n Westdeutschland
ZW ar vermutlich rechtsradikale Tendenzen zurückdrängen können. ber OÖrdert S1€e
auch die Entwicklung eines soz1alen Gedächtnisses, das Freude demokratischer
Freiheit un: Solidarıität treisetzt? „Vielleicht 1St das der eigentliche moralpädago-
sische Skandal ın der Aufarbeıtung der Vergangenheıt: da{fß das ındıviduelle W1e gC-
sellschaftliche Eingedenken tast völliıg VO Gedenken das Leid affızıiert wurde
und gelingende, heilende Begegnungen un:! Begebenheıten 1n den Schatten BC-
drängt wurdenLeid ist in Deutschland und Europa auch nach 1945 geschehen. Und weil die Erin-  nerungsfähigkeit und -bereitschaft der Bevölkerung begrenzt bleibt, wird man die  öffentliche Aufmerksamkeit neu verteilen müssen. Gewiß darf man die Leiden der  15 Millionen Vertriebenen, von denen mehr als zwei Millionen umkamen, nicht  vom NS-Unrecht loslösen und auch nicht mit der Ausrottungspolitik gegen die  Juden vergleichen. Aber den Opfern der größten Vertreibung der europäischen Ge-  schichte gebührt ein angemessener Platz im Gedächtnis der Gesellschaft, und wenn  ein „Zentrum gegen Vertreibungen“ die erwähnten Mißdeutungen vermeidet, ha-  ben die Betroffenen und ihre Nachkommen ein Recht auf eine Gedenkstätte. Auch  das Unrecht, das Menschen vom DDR-Regime zugefügt wurde, gehört zur deut-  schen Geschichte und ist nicht nur eine regionale, ostdeutsche Angelegenheit. Ist da  wirklich eine „Analogisierung und Relativierung von NS-Verbrechen gegenüber  denen des Stalinismus und der Staatssicherheit der DDR“ zu befürchten, wie Salo-  mon Korn, Vizepräsident des Zentralrats der Juden, meint, wenn die Stiftung Säch-  sische Gedenkstätten die Verbände der Opfer von zwei Diktaturen zusammenfaßt?  Oder geht es nicht einfach darum, den Opfern der DDR-Herrschaft mehr öffent-  liche Beachtung zu gewähren?  i  Zweitens: Eine zeitgerechte öffentliche Erinnerungskultur mit breiter Akzeptanz  sollte sich nicht nur auf das Opfer-Gedenken und die Warnung vor Diktatur und  Fremdenfeindlichkeit beschränken, sondern auch positive Werte und Leistungen  bewußtmachen. Die Erinnerung an die Greuel der NS-Zeit hat in Westdeutschland  zwar vermutlich rechtsradikale Tendenzen zurückdrängen können. Aber fördert sıe  auch die Entwicklung eines sozialen Gedächtnisses, das Freude an demokratischer  Freiheit und Solidarität freisetzt? „Vielleicht ist das der eigentliche moralpädago-  gische Skandal in der Aufarbeitung der Vergangenheit: daß das individuelle wie ge-  sellschaftliche Eingedenken fast völlig vom Gedenken an das Leid affiziert wurde —  und gelingende, heilende Begegnungen und Begebenheiten in den Schatten ge-  drängt wurden ... Hilfsbereiter, couragierter und engagierter werden aber Men-  schen vor allem durch das positive Beispiel, durch Zuspruch und Dank“, gibt  Thomas Laubach in seiner Abhandlung „Warum sollen wır uns erinnern?“ (2006)  zu bedenken.  Die nachwachsende Generation kann des geschehenen Unrechts bereitwilliger ge-  denken, wenn sie auch Gelungenes feiern und daraus Selbstvertrauen schöpfen darf.  Vom Krankenversicherungsgesetz von 1883 als erstem Schritt zum Sozialstaat, über  die Einführung des Frauenwahlrechts 1918, das Grundgesetz von 1949, die Integra-  tion der Heimatvertriebenen und die großzügigen Spenden für Hilfswerke bis zur  Bewahrung der Freiheit gegen die kommunistische Bedrohung im Westen und deren  friedlicher Erringung durch die Bürgerbewegung von 1989 im Osten bietet die deut-  sche Geschichte durchaus auch Positives. Vielleicht bildet sich einmal ein konsens-  fähiger Kanon von Erinnerungs-Schwerpunkten heraus.  Bernhard Grom SJHılfsbereıiter, couragılerter und engagıerter werden aber Men-
schen VOI allem durch das posıtıve Beispiel, durch Zuspruch und Dank“, oibt
Thomas Laubach in seıner Abhandlung „Warum sollen WIr unls eriınnern?“ (2006)

bedenken.
Die nachwachsende Generatıon ann des yeschehenen Unrechts bereitwilliger EG

denken, WenNnn S1Ce auch Gelungenes feiern un: daraus Selbstvertrauen schöpfen darf
Vom Krankenversicherungsgesetz VO 8853 als erstem Schritt Zu Sozıalstaat, ber
dıie Einführung des Frauenwahlrechts OLE das Grundgesetz VO 1949, die Integra-
t10N der e1imatvertriebenen und die großzügigen Spenden für Hıltswerke bıs ZAUET:

Bewahrung der Freiheit die kommunistische Bedrohung 1mM Westen und deren
triedlicher Erringung durch die Bürgerbewegung VO 1989 1m (Osten bıetet die deut-
sche Geschichte durchaus auch Posıtıives. Vielleicht bildet sıch eiınmal e1in konsens-
tahıger Kanon VO  — Erinnerungs-Schwerpunkten heraus. Bernhard (GJr0m S


